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I. Überblick 

Verrechnungspreisdefinition

Deutschland USA

M-AG T-Ltd.
100%

Verrechnungspreise (VP) = 

Wertansätze für Produkte, Dienstleistungen und andere Güter, die zwischen nahe-
stehenden Unternehmen übertragen oder überlassen werden.

�Lieferung von Produkten

�Überlassung immaterieller  
Wirtschaftsgüter (WG)

�Dienstleistungen

�Darlehensgewährung

�Arbeitnehmerentsendung

VP-Problematik betrifft ausschließlich multinationale Unternehmen!
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I. Überblick: Fremdvergleichsgrundsatz 

International anerkannter Fremdvergleichsgrundsatz als Verrechnungspreismaßstab

� Für die Bestimmung angemessener VP gilt der international anerkannte Fremdver-
gleichsgrundsatz („dealing at arm´s length“), der in Art. 9 des OECD-Musterabkom-
mens (OECD-MA) und praktisch allen deutschen Doppelbesteuerungsabkommen 
(DBA) verankert ist.

� Ziel: Abwicklung gewinnbeeinflussender Geschäftsbeziehungen im internationalen 
Unternehmensverbund wie unter unabhängigen Dritten zu Marktpreisen.

� Entsprechen VP nicht Marktpreisen, ermöglicht Art. 9 OECD-MA i. V. m. den ent-
sprechenden nationalen Gesetzen über den Fremdvergleichsgrundsatz eine steuer-
liche Einkunftskorrektur.

� International anerkannte VP-Methoden zur Abbildung des Fremdvergleichsgrund-
satzes und Ermittlung / Verprobung der VP (Kapitel II OECD-Verrechnungspreisgrund-
sätze, auch OECD-Richtlinien (OECD-RL)).

� Bestimmung des fremdüblichen VP auf Basis von Fremdvergleichswerten, die im 
Rahmen einer Vergleichbarkeitsanalyse an die ausgeübten Funktionen, eingesetzten 
WG und übernommenen Chancen / Risiken des Vergleichsunternehmens anzupassen 
sind (Funktions- und Risikoanalyse).
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I. Überblick 

Funktions- und Risikoanalyse

Grundsätze der Funktions- und Risikoanalyse:

� Funktions- und Risikoanalyse dient der Feststellung der ausgeübten wirtschaftlichen 
Tätigkeiten / Verantwortlichkeiten, der übernommenen Risiken sowie der eingesetzten 
Wirtschaftsgüter der betroffenen Unternehmen. Dabei folgt die Zuordnung der Risiken 
im Regelfall den übernommenen Funktionen.  

� Zentrale Bedeutung für Verrechnungspreis-Bestimmung, da Fremdvergleich nur 
möglich ist, wenn die Funktionen und Risiken der in den Fremdvergleich 
einbezogenen Vergleichsunternehmen bekannt und mit dem verbundenen 
Unternehmen vergleichbar sind.

� Die Höhe des fremdüblichen Preises hängt entscheidend von den ausgeübten
Funktionen, übernommenen Risiken und eingesetzten Wirtschaftsgütern (WG)
ab. Je mehr Funktionen und Risiken von einem unabhängigen Geschäftspartner 
ausgeübt / übernommen werden, desto höher wird auch der fremdübliche Preis sein.

� Unterscheidung in (funktions- und risikoarmen) Routineunternehmen, 
Mittelunternehmen sowie Entrepreneuren / Strategieträgern. Letzteren steht der 
Residualgewinn des Konzernverbunds zu.  

44



I. Überblick 

Schaubild Strategieträgerkonzept mit Residualgewinn

55

Strategieträger

• Ausführung strategischer Funktionen

• Treffen aller wesentlichen Entscheidungen

• Übernahme fast aller Risiken (zB

Produkthaftungs-, Markt-, Absatz, 

Forderungsausfall- und Währungsrisiko)

• Trägt die Chancen (Gewinn) und Risiken 

(Verlust)

• Besitzt immaterielle Wirtschaftsgüter

Routinegesellschaft

• Ausführung von „Basisfunktionen“ im Bereich 

von Produktion, Verkauf oder Dienstleistung

(zB Lohnfertigung, Handelsvertretung)

• Keine wesentlichen Entscheidungsbefugnisse

• Keine Übernahme von nennenswerten 

Risiken

• Besitzt kein wesentliches immaterielles 

Vermögen

Residualgewinn/-verlust Routinegewinn

*in Anlehnung an Macho/Steiner/Spensberger „Verrechnungspreise Kompakt“, S.233



I. Überblick 

Verrechnungspreismethoden

6

Gewinn-
vergleichs-
methode 
(CPM)

Gewinn-
aufteilungs-

methode
(PSM)

Geschäftsvorfall-
bezogene Netto-
gewinnmethode

(TNMM)

Preis-
vergleichs-
methode

Wieder-
verkaufs-

preis-
methode

Kosten-
aufschlags-

methode

Transaktionsbezogene 
Standardmethoden

Gewinnorientierte 
Methoden

Verrechnungspreismethoden



I. Überblick - Kostenaufschlagsmethode

Fallbeispiel Kostenaufschlagsmethode

Mutter AG 
Tochter
GmbH

Herstellung von 
Maschinen

� Tochter GmbH entwickelt für den Konzern Anwendungen für Industrie 4.0   

� Beschäftigung hochqualifizierter Softwareingenieure

� Es liegen keine Fremdvergleichspreise vor

� Im gesamten Konzernverbund wird für Konzerndienstleistungen die Kostenaufschlagsmethode 
angewandt mit einem einheitlichen Gewinnaufschlag von 5 %

� Bemessungsgrundlage für den Gewinnaufschlag sind die gesamten Ist-Kosten ohne weitere 
Differenzierung
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Fragen: 

� Ist die Anwendung der Kostenaufschlagsmethode möglich?

� Ist die Bemessungsgrundlage korrekt (Einbeziehung Ist- oder Plankosten, außerordentlicher 
Aufwand)?

� Ist der Gewinnaufschlag angemessen?

Erbringung von Industrie 4.0 -
Konzerndienstleistungen



I. Überblick - Kostenaufschlagsmethode 

Kostenaufschlagsmethode – Gewinnaufschlag bei Dienstleistungen
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� Nach den österreichischen Verrechnungspreisrichtlinien 2010 können “als Orientierungshilfe [...] 
für den Gewinnaufschlag bei Dienstleistungen mit Routinecharakter eine Größenordnung zwischen 
5 % und 15 % herangezogen werden”.

� EU Joint Transfer Pricing Forum: Gewinnaufschläge (auf die Vollkosten) bei (unabhängigen) 
europäischen Dienstleistern 

1,7 % (unteres Quartil)
4,7 % (Median)

10,7 % (oberes Quartil)*
8,3 % (Durchschnitt)

� Gemäß Mitteilung EU-Kommission über Tätigkeit des EU-Verrechnungspreisforum aus 2011 beträgt 
ein angemessener Gewinnaufschlag “zwischen 3 und 10 %, häufig um 5 %“, wenn konzerninterne 
Dienstleistungen mit geringer Wertschöpfung erbracht werden.
Anwendung bei Mehrfachdienstleistungen mit geringer Wertschöpfung, die in vielen Fällen
• im Rahmen eines einzigen Vertrags erbracht werden
• und im Allgemeinen eine Kostenbündelung
• und Zuweisungsschlüssel beinhalten



I. Überblick – Profit Split Method

Geschäftsvorfallbezogene Gewinnaufteilungsmethode (PSM) 

� Bei der „Profit Split Method“ (PSM) wird der Gesamtgewinn, den verbundene Unter-
nehmen aus gemeinsam getätigten Transaktionen erzielt haben, entsprechend dem bei 
dieser Transaktion erzielten Beitrag auf die beteiligten Unternehmen aufgeteilt.

� Die Aufteilung erfolgt dabei unter Berücksichtigung der von den beteiligten Konzern-
gesellschaften ausgeübten Funktionen, übernommenen Risiken und dem dabei ein-
gesetzten Kapital.

� Die Gewinnaufteilung kann nach dem Wertschöpfungsbeitrag (Umsatz abzüglich 
Vorleistungen) oder den folgenden beiden Methoden erfolgen:

Beitragsanalyse                               
(Vergleichende  Gewinnaufteilung)

Restgewinnanalyse 
(international üblicher)

Aufteilung Gewinn in 2 Stufen:

1) Zunächst erhält jeder Geschäftspartner eine 
angemessene Mindestrendite.

2) Verbleibender Gewinn wird auf Basis indivi-
dueller Beiträge (z. B. Wert der eingesetzten 
immateriellen Wirtschaftsgüter) verteilt.

Aufteilung der Gewinne auf Basis der Betriebs-
ergebnisse unabhängiger Unternehmen mit 
ähnlichen Tätigkeiten/Bedingungen (externe 
Marktdaten).

Bei eingeschränkter Vergleichbarkeit sind 
Anpassungen erforderlich.
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I. Überblick – Fallbeispiel Profit Split Method

M GmbHT SARL
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Beschaffung + Lieferung  
Daten (Software) incl. F+E

Fragen: 

� Ist die Anwendung der Gewinnaufteilungsmethode möglich?

� Wie können die jeweiligen Wertschöpfungsbeiträge bestimmt werden? 

� Ist hilfsweise eine Gewinnaufteilung auf Basis der jeweils angefallenen Kosten möglich?

Kunden

Herstellung Testgerät (Hardware) 
mit Datenintegration + Vertrieb

� T SARL liefert herstellerbezogene Datenbestände für Testgeräte für Smartphones, die von der M GmbH 
hergestellt und in D vertrieben werden. 

� Die Datenbestände sind (vergleichbar mit Software) entscheidend für den Verkaufserfolg der Testgeräte, 
während die Herstellung der bloßen „Hardware“ auch durch externe Anbieter möglich wäre. Die T SARL 
fungiert quasi als „know how“-Geber.

� Fremdvergleichspreise oder fremdübliche Gewinnaufschläge sind nicht verfügbar

� Die T SARL übt die Funktionen Forschung und Entwicklung, Datenbeschaffung/-zusammenstellung 
(vergleichbar einem Softwarelieferanten) aus

� Die M GmbH übt im Wesentlichen die Funktionen Strategie, Produktion (vergleichbar 
Hardwareherstellung) sowie Logistik und Vertrieb aus

Gewinnaufteilungsmethode nach Wertschöpfungsbeiträgen (1/2)



I. Überblick – Fallbeispiel Profit Split Method

Gewinnaufteilungsmethode nach Wertschöpfungsbeiträgen (2/2)
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Identifizierte Wertschöpfungsprozesse Relativer Wert* M-GmbH T-SARL

Forschung & Entwicklung (Basisforschung, 
Produktentwicklung)

30% 5% 25%

Management der Lieferkette (Beschaffung, 
Produktion, Logistik, Vertrieb)

45% 30% 15%

Geschäftsbereich-Management 
(Geschäftsstrategie, PR, Produktdesign)

15% 12% 3%

Unterstützung (Finanzen, IT, HR, Recht, 
Steuer, Rechnungswesen) 10% 8% 2%

Summe 100% 55% 45%

Aufteilung des Gesamtgewinns aus diesem Produktbereich im Verhältnis 55 % zu 45 %

* Bestimmung/Schätzung der anteiligen Bedeutung der Wertschöpfungsprozesse im Verhältnis zur Gesamtwertschöpfung beider Unternehmen

Offene Fragen: 

• Führt Berücksichtigung Erfolgsfaktor der Datenbestände zu einem höheren Gewinnanteil T-SARL?

• Ansatz der Betriebsprüfung in Form der Gewinnaufteilung auf Kostenbasis führt zu einer 
Gewinnaufteilung im Verhältnis 75 % GmbH zu 25 % T-SARL. Ist dieser Ansatz ohne 
Berücksichtigung des besonderen know how der T-SARL gerechtfertigt?



I. Überblick – Praxisanwendung

Anwendung der VP-Methoden in D in Abhängigkeit von der Transaktionsart (in %)

12

5

2

7

12

74

Wiederverkaufspreis

Gewinnaufteilung

Nettomarge

Preisvergleich

Kostenaufschlag

VORPRODUKTE

21

7

16

15

41

FERTIG-
PRODUKTE

24

7

19

11

39

HANDELS-
WAREN

3

4

9

13

71

DIENST-
LEISTUNGEN

3

7

9

20

61

PATENTE/
MARKEN-
RECHTE

*in Anlehnung an Ditz/Bärsch/Kluge, IStR 2019, S. 299 Abb. 1 



I. Überblick Verrechnungspreissystem

Verrechnungspreissystem mit Strategieträger - Residualgewinnzuteilungskonzept
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Strategieträger

(Entrepreneur)

Residualgewinn

Vertriebs-
ges. China

Routine-
unternehmen Produk-

tionsges. 
Rumänien

Routine-
unternehmen

Produktions-
gesellschaft 
Frankreich 

Mittelunternehmen

Konzern-
DL Polen 

Routine-
unternehmen

Vertriebs-
gesellschaft  

USA 
Mittelunternehmen

*oder Preisvergleichsmethode auf Stundenbasis

Wiederverkaufs  preis-
Methode



I. Überblick - Funktionsverlagerung

Beispiel: Verlagerung der Vertriebsfunktion

Tochter-AG Mutter GmbH

Vertrieb von 
Büromaschinen

Tochter-AG fungiert als Eigenhändler

Übertragung Vertrieb CH /  Kunden-
stamm auf die Tochter-AG

� Die Verlagerung der Vertriebsfunktion erfüllt den Tatbestand einer Funktionsverlagerung.

� Es ist keine Escapeklausel anwendbar insb. weil Wert Vertrieb CH < 25 % des Gesamtwerts

� Transferpaketbewertung soweit keine Vergleichspreise vorliegen:

� Bewertung der Muttergesellschaft vor und nach der Verlagerung und

� Bewertung der Tochtergesellschaft vor und nach der Verlagerung.

� Annahme: Wertminderung bei inländischer Muttergesellschaft: T€ 300 

� Wertsteigerung bei Tochtergesellschaft: T€ 400

� Angemessener Fremdvergleichspreis T€ 350, wenn mangels Glaubhaftmachung eines anderen 
Wertes der Mittelwert des Einigungsbereiches zu Grunde zu legen ist.
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I. Überblick - Funktionsverlagerung

� Erstmalige Regelung in § 1 Abs. 3 AStG / Funktionsverlagerungsverordnung (FVerlV) 
mit Wirkung ab 2008

� BMF-Schreiben vom 13. Oktober 2010 (FVerl-VG) 

�Laut BMF-Schreiben ist der Begriff „Funktion“ objektbezogen oder tätigkeitsbezogen 
zu verstehen. Somit bleibt die Definition des Begriffs Funktion sehr breit und sieht 
eine Atomisierung der Funktion auf kleinstmögliche Einheiten vor. Auch eine reine  
Produktsubstitution wird nach wie vor als Funktionsverlagerung betrachtet. 
Beispiel: Produktion verschiedener Reifengrößen sind unterschiedliche Funktionen.

�Funktion ≠ steuerlicher Teilbetrieb; Gesetzgeber ging aber wohl von „organischem 
Teil eines Unternehmens“ aus, was einem Teilbetrieb nahe kommt. 

� Auch eine zeit- oder teilweise Funktionsverlagerung (z. B. Verlagerung des 
Vertriebs einer bestimmten Produktgruppe) soll erfasst werden.

� Eine Verlagerung soll auch vorliegen, wenn eine Funktion eingestellt oder zumindest 
innerhalb von 5 Jahren nach Aufnahme durch die ausländische Gesellschaft 
eingeschränkt wird (Funktionsverdopplung, Bagatellregelung, wenn Umsatz 
jahresbezogen um nicht mehr als € 1 Mio. / 10 % sinkt).

15

Funktionsverlagerung – Grundsätze



I. Überblick - Funktionsverlagerung

� (Mangels vorhandener Fremdvergleichspreise) Bewertung der Funktionsverlagerung mit 
dem sog. Transferpaket im Rahmen des hypothetischen Fremdvergleichs:

� Ermittlung eines fiktiven Einigungsbereichs auf Basis  
Höchstpreis-Erwerber und Mindestpreis-Veräußerer

� Praktische Umsetzung über vier Unternehmensbewer-
tungen für das abgebende und aufnehmende Unternehmen, 
jeweils vor und nach der Funktionsverlagerung 

� (umstrittene) Einbeziehung von Standortvorteilen
und Synergieeffekten des aufnehmenden Unternehmens

� (Unübliche) Preisanpassungsklausel zugunsten Veräußerer bei erheblicher 
Abweichung der Gewinnentwicklung innerhalb von 10 Jahren!

Preis EINIGUNGS-
BEREICH

40
Verkäufer

30 Höchstpreis

20
Mindestpreis

10 Erwerber

0

Funktionsverlagerung - Bewertung

16



Local File
Relevante Informationen zu 
- Konzerntransaktionen und 
- Verrechnungspreis-Analyse 

(einschl. Funktions- und 
Risikoanalyse) 

nach den lokalen Vorschriften, 
Ergänzung zum Master File 

Country-by-Country-
Reporting

Zusammenstellung von 
landesbezogenen Kennziffern 
für Zwecke des Austauschs 

mit anderen 
Finanzverwaltungen

Master File
Allgemeine standardisierte Infos 

für das internationale 
Unternehmen als Ganzes oder 
nach Geschäftsbereichen zur 

Vermittlung eines vollständigen 
Bilds weltweiter Aktivitäten

II. Dokumentation der Verrechnungspreise

Dreistufiger Verrechnungspreisdokumentationsansatz - Rechtslage ab 2017

17

Dreistufiger 
Verrechnungspreis-

dokumentations-
ansatz

Umsetzung Vorgaben OECD - BEPS-Aktionsplans 13 im Anti-BEPS-Umsetzungsgesetz vom  20.12.2016



� Information über Sonderumstände z.B. 
Vorteilsausgleich

� Angaben bei Beteiligungen an 
Umlageverträgen

� Angaben zu VP-Zusagen und Vereinba-
rungen mit ausländischen Finanzbehör-
den (z.B. Advance Pricing Agreements)

� Angaben zu VP-Anpassungen durch 
ausländische Finanzbehörden

� Angaben zu Dauerverlusten

� Angaben zu wesentlichen Funktions-/
Risikoänderungen

� Beteiligungsverhältnisse, 
Geschäftsbetrieb, Organisationsaufbau       
§ 4 Abs.1 Satz 1 GAufzV

� Art und Umfang der Geschäftsbe-
ziehungen zu verbundenen/Unternehmen 
§ 4 Abs.1 Satz 2 GAufzV

� Funktions- und Risikoanalyse                  
§ 4 Abs.1 Satz 3 GAufzV

� Verrechnungspreis-Analyse   
§ 4 Abs.1 Satz 4 GAufzV

Local File – Überblick neue Rechtslage ab 2017 – Neufassung GAufzV v. 13.7.2017

II. Dokumentation der Verrechnungspreise
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Im laufenden WJ Lieferentgelte > 6 Mio € bzw. Leistungsentgelte > 0,6 Mio mit KonzernGes. 
bzw. BSt

Allgemein erforderliche Aufzeichnungen 
gem. § 4 Abs. 1 GAufzV:

In besonderen Fällen erforderliche Auf-
zeichnungen gem. § 4 Abs. 2 GAufzV:



II. Dokumentation der Verrechnungspreise

Local File: Übersicht allgemein erforderliche Aufzeichnungen Rechtslage ab 2017 (1/2)

Sachverhaltsdokumentation gem. § 1 Abs. 2 GAufzV

� Allgemeine Informationen

� Darstellung der Beteiligungsverhältnisse zwischen Steuerpflichtigen und nahestehenden Personen

� Beschreibung der Tätigkeitsbereiche des Steuerpflichtigen und der Geschäftsstrategie sowie deren Veränderungen

� Darstellung der organisatorischen und operativen Konzernstruktur sowie deren Veränderungen

� Geschäftsbeziehungen

� Übersicht über Art und Umfang der Geschäftsbeziehungen (geschäftsvorfallbezogen, Gruppenbildungen sind aber 
grundsätzlich zulässig) und die ihr zugrunde liegenden Verträge und deren Veränderungen

� Liste wesentliche immaterieller Werte, die der Steuerpflichtige im Rahmen seiner Geschäftsbeziehungen nutzt oder zur 
Nutzung überlässt

� Funktions- & Risikoanalyse

� Informationen über die vom Steuerpflichtigen und den nahestehenden Personen ausgeübten Funktionen und 
übernommenen Risiken (Darstellung in Form von Star Charts möglich)

� Informationen über eingesetzte wesentliche Vermögenswerte, vereinbarte Vertragsbedingungen, Geschäftsstrategien 
sowie bedeutsame Markt- und Wettbewerbsverhältnisse

� Beschreibung der Wertschöpfungskette und Darstellung der Wertschöpfungsbeiträge 
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II. Dokumentation der Verrechnungspreise

Local File: Übersicht allgemein erforderliche Aufzeichnungen Rechtslage ab 2017 (2/2)

Angemessenheitsdokumentation gem. § 1 Abs. 3 GAufzV = Verrechnungspreisanalyse
Aufzeichnung der wirtschaftlichen/rechtlichen Grundlagen für eine den Fremdvergleichs-

grundsatz beachtende Vereinbarung von Preisen/Geschäftsbedingungen im Konzern

�Darstellung der angewandten Verrechnungspreismethode sowie Begründung der Auswahl 
und Geeignetheit dieser Methode

�Unterlagen über die Berechnungen bei der Anwendung der gewählten Methode

�Auflistung verwendeter vergleichbarer Geschäftsvorfälle einschl. Vergleichsunternehmen

�Datenbankstudien

�Nachweis der Verrechnungspreisbestimmung im Zeitpunkt des Geschäftsvorfalls = Price-
Setting-Ansatz anstelle des Outcome-Testing-Ansatz (Überprüfung Fremdüblichkeit im 
Nachhinein).

Aufzeichnung der zum Zeitpunkt der Preisbestimmung verfügbaren und 

verwendeten bedeutsamen Informationen

�Sofern Fremdvergleichsdaten/Datenbankstudien nicht verfügbar sind: Dokumentation 
auf Basis innerbetrieblicher Plandaten gem. Tz. 3.4.12.6 VWG.
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II. Dokumentation der Verrechnungspreise

Angemessenheitsdokumentation – Dokumentation auf Basis innerbetrieblicher Plandaten
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Angemessenheitsdokumentation auf Basis von innerbetrieblichen Planrechnungen 
soll soweit wie möglich auf (andere) Fremdvergleichsdaten wie fremdübliche

Gewinnzuschläge oder marktübliche Kapitalverzinsung gestützt werden.

Plandaten müssen auf Vergangenheitserfahrungen und 
betriebswirtschaftlich fundierten Prognosen beruhen.

Abweichungen sind aufzuzeichnen
die hierfür ursächliche Umstände sind darzulegen.

Planrechnungen müssen Zuordnung der prognostizierten 
Erträge und Kosten auf Geschäftsvorfälle ermöglichen.

Hohe Anforderungen an die Verwendung von Plandaten:

Regelmäßiger Soll-Ist-Abgleich erforderlich, um rechtzeitig auf 
geänderte Geschäftsverläufe reagieren zu können.

Controllingberichte sind Betriebsprüfung auf Anforderung vorzulegen.

21

Bei nicht vollständiger Einhaltung: Berichtigungen durch BP möglich.

Folge davon können Sanktionen des § 162 Abs. 3, 4 AO sein.



II. Dokumentation der Verrechnungspreise

Local File: beibehaltene Grundsätze (neue und alte Rechtslage)

� Grundsätzlich ist die VP-Dokumentation erst auf Anforderung durch Betriebsprüfer, dann aber 
innerhalb von 60 Tagen vorzulegen. Fristverlängerung ist nur in begründeten Einzelfällen möglich.

� Fristverkürzung auf 30 Tage bei außergewöhnlichen Geschäftsvorfällen (z. B. wesentliche 
Funktions- / Risikoänderungen (einschl. Funktionsverlagerungen), Abschluss /  Änderung wichtiger 
langfristiger Verträge, Umstrukturierungen).

� Außergewöhnliche Geschäftsvorfälle sind ohnehin zeitnah, d. h. 6 Monate nach Ablauf des 
Geschäftsjahres, zu dokumentieren. Wesentliche Änderungen bei Dauersachverhalten sind 
ebenfalls dokumentationspflichtig (z. B. Änderung Vertriebsvertrag).

� Doku jedes Geschäftsvorfalls ohne Wesentlichkeitsgrenze, was in der Praxis sehr aufwändig 
ist. Zusammenfassung von Geschäftsvorfällen ist zwar möglich, sofern diese von den Funktionen/ 
Risken wirtschaftlich vergleichbar sind, bleibt aber wg. potentieller Unverwertbarkeit risikobehaftet. 

� Fremdsprachige Dokumentation ist weiterhin nur mit Zustimmung des Finanzamts zulässig. 
Der Antrag muss unverzüglich nach Anforderung der Dokumentation gestellt werden. 
Dokumentation in englischer Sprache sollte aber i. d. R. akzeptiert werden.

� Verwendung von konzerninternen VP-Richtlinien ist weiterhin zulässig.

� Aufzeichnungen müssen nach wie vor nicht den Nachweis der Angemessenheit der VP erbringen, 
sondern lediglich ernsthaftes Bemühen der Einhaltung des Fremdvergleichsgrundsatzes zeigen. 

Finanzamt muss wie bisher den Nachweis erbringen, dass VP nicht dem 
Fremdvergleichsgrundsatz entsprechen.
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II. Dokumentation der Verrechnungspreise

Local File: wesentliche Neuregelungen bei den Grundsätzen ab 2017 

� Einbeziehung sämtlicher Tatsachen, die für die Vereinbarung von Bedingungen für Ge-
schäftsvorfälle (insb. von VP) steuerliche Bedeutung haben (§ 1 (1) S. 1 GAufzV)

Risiko, dass BP bei unterlassener Aufzeichnung bestimmter Tatsachen, die grundsätzlich im 
Rahmen der Doku notwendig sind, eine Unverwertbarkeit der VP-Doku annimmt! 
Erhebliche Ausweitung der Aufzeichnungspflichten? → Diskussionen in BP vorprogrammiert?  

� Verwendung von zum Zeitpunkt der VP-Bestimmung vorhandenen Vergleichsdaten / Aufzeichnung-
en zu (damals) verfügbaren und zur Preisbestimmung verwendeten Infos (Price-Setting-Ansatz)

Risiko der Doppelbesteuerung, weil zB USA Price-Setting-Ansatz nicht akzeptieren und OECD 
ausdrücklich auch Outcome-Testing-Ansatz akzeptiert (Nachträgliche Überprüfung 
Fremdüblichkeit der VP ggf. mit Anpassungen); Erhöhung des Dokumentationsaufwands!

� Unternehmensdatenbanken: Umfassende Offenlegung Suchstrategie/-kriterien/-ergebnis sowie 
Selektionsprozess außerhalb Datenbank; Einsichtnahme in gespeicherten Daten+Nutzung des DV-
Systems sofern technisch/rechtlich möglich + elektronische Überlassung gespeicherte Dokumente 

Gewährung weitreichender Eingriffsrechte führt zu Mehraufwand und Risiko, dass bei unvollstän-
diger Vorlage Datenbankstudien von BP nicht akzeptiert werden und Schätzungen erfolgen

� Vorgaben zur Anwendung der Gewinnaufteilungsmethode: quantitativ nachvollziehbare 
Darstellung der ausgeübten Funktionen / übernommenen Risiken / Höhe der eingesetzten WG 

Rein Subjektive Bestimmung qualitativer Wertbeiträge (zB über Personalfunktion) unzureichend? 

23Verschärfung der Dokumentationspflichten in der neu gefassten GAufzV



� Umfangreiche Dokumentationspflichten greifen gem. § 6 GAufzV grundsätzlich 
nicht für sog. „kleinere Unternehmen“.

� Lediglich Verpflichtung zur Vorlage vorhandener Unterlagen und zu mündlichen
Auskünften zum Nachweis fremdüblicher VP-Ermittlung innerhalb von 60 Tagen nach 
Aufforderung durch Betriebsprüfer (Fristverlängerung möglich).

Definition „Kleineres Unternehmen“:

� Umsätze aus Lieferungen von Gütern / Waren max. € 6 Mio. und

� andere Leistungen (insbesondere Dienstleistungen) max. EUR 600.000

� jeweils im Verhältnis zu verbundenen Unternehmen im Wirtschaftsjahr.

II. Dokumentation – Erleichterungen 

Erleichterungen für „kleinere“ Unternehmen
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II. Dokumentation - Fallbeispiel

VP – Dokumentation: Erleichterungen für „kleinere“ Unternehmen (1/2)

Deutschland T-AG S2-AG

Schweiz M-AG

S1-AG

Dienstleistungen 
i.H.v. 100 T €

Lizenzvergütungen 
i.H.v. 200 T €

Darlehenszinsen 
i.H.v. 75 T €

Dienstleistungen
i.H.v. 300 T €

Darlehenszinsen 
i.H.v. 50 T€

�T = inländische Tochtergesellschaft

�S2-AG = inländische Schwestergesellschaft

�S1-AG = ausländische Schwestergesellschaft

�M-AG = ausländische Muttergesellschaft
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II. Dokumentation - Fallbeispiel

Erleichterungen für „kleinere“ Unternehmen (2/2)

26

Beispiel - Lösung 

� Ermittlung der schädlichen Grenze des § 6 Abs. 2 GAufzV der V-AG:

� Leistungen an die inländische Schwestergesellschaft bleiben unberücksichtigt.

� Addition der Leistungen an / von ausländische(n) Schwestergesellschaften und 
der Muttergesellschaft:

300 T€ + 50 T€ + 200 T€ + 75 T€ = 625 T€ > 600 T€

� Grenze von 600 T€ für andere Leistungen als Lieferungen wird überschritten!

� T-AG unterliegt im folgenden Veranlagungszeitraum in vollem Umfang den 
Dokumentationspflichten des § 90 Abs. 3 AO.



II. Verrechnungspreise - Dokumentation

� Organisationsstruktur: Übersicht Rechts- und Eigentümerstruktur mit geographischer Verteilung

� Konzerndarstellung: bedeutende Faktoren für Gesamtgewinn; Lieferketten für die fünf umsatz-
stärksten Produkte/Dienstleistungen; Beschreibung konzerninterne Verträge/Dienstleistungsangebot; 
VP-RL; Funktionsanalyse mit Wertschöpfungsbeiträgen; wichtige Umstrukturierungen/Käufe/Verkäufe

� Immaterielle Werte: Gesamtstrategie hinsichtlich immaterieller Werte; Standort F+E-Einrichtungen/-
management; Auflistung immaterieller Werte, Eigentümer, wichtige Verträge sowie Übertragungen

� Konzernfinanzierung: Darstellung Konzernfinanzierung mit Finanzierungsverträgen unabhängiger 
Kreditgeber; Darstellung Konzernfinanzierunggesellschaften; VP-Politik hinsichtlich Finanzierung. 

� Finanz- und Steueraspekte: Konzernabschluss für jeweilige WJ:;Auflistung und Beschreibung VP-
Zusagen und verbindlicher Auskünfte

Master File (Stammdokumentation) – § 5 GAufzV

Anwendung nur für multinationale Unternehmensgruppen mit Gesamt(Außen)umsatz im VJ 
von mehr als 100 Mio. €; Erstmalige Anwendung für WJ, die nach dem 31.12.2016 beginnen.

Die Aufzeichnungen für das Master File entsprechen den OECD/BEPS-Vorgaben und sollen einen „Überblick über die Art 
der weltweiten Geschäftstätigkeit der Unternehmensgruppe und über die von ihr angewandte Systematik der 
Verrechnungspreisbestimmung“ geben. Der Steuerpflichtige soll bei der Erstellung der Stammdokumentation eine 
vernünftige kaufmännische Beurteilung walten lassen, wobei kein unverhältnismäßiger Aufwand entstehen soll. 

Im Einzelnen soll die Dokumentation u.a. folgende Angaben beinhalten (vgl. Anlage 5 zu § 5 GAufzV): 
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Ergänzende Angaben zu den wichtigsten Geschäftstätigkeiten der in den jeweiligen 
Steuerhoheitsgebieten tätigen Unternehmen und Betriebsstätten: 

28

II. Verrechnungspreise - Dokumentation 

Country-by-Country-Reporting (= CbCR) § 138a AO – Rechtslage ab 2017 (1/2)

Dreistufiger Verrechnungspreisdokumentationsansatz

�Umsatzerlöse aus Geschäftsvorfällen mit nahestehenden und fremden Unternehmen

�Jahresergebnis vor Ertragsteuern

�Die im Wirtschaftsjahr gezahlten und zurückgestellten Ertragssteuern

�Eigenkapital und einbehaltener Gewinn

�Zahl der Beschäftigen 

�materielle Vermögenswerte

Anwendung nur für multinationale Konzerne mit konsolidierten Umsatzerlösen von mehr 
als 750 Mio. € im VJ; Erstmalige Anwendung für WJ, die nach dem 31.12.2015 beginnen 
→ erstmalige Übermittlung an BZSt bis 31.12.2017

F+E, Besitz vom geistigem Eigentum, Einkauf/Beschaffung, Verarbeitung/Produktion, 
Marketing/Vertrieb, Verwaltungs-, Management- oder Supportleistungen, DL-Erbringung für fremde 
Dritte, Konzernfinanzierung, Finanzdienstleistungen, Versicherungen, Beteiligungsverwaltung

Übersicht, wie sich Konzerngeschäftstätigkeit mit Unternehmen/Betriebsstätten auf Steuer-
hoheitsgebiete verteilt, mit folgenden Angaben aus dem Konzernabschluss (§ 138a (2) AO):
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II. Verrechnungspreise - Dokumentation 

Country-by-Country-Reporting (= CbCR) § 138a AO – Rechtslage ab 2017 (2/2) 

Hat das BZSt keinen Bericht erhalten, obwohl die ausländische Konzernobergesellschaft hierzu 
verpflichtet gewesen wäre, wenn sie Sitz oder Geschäftsleitung im Inland hätte, ist die in den 
Konzernabschluss einbezogene inländische Konzerngesellschaft (bzw. BSt) verpflichtet, CbCR an 
BZSt zu übermitteln.

Argentinien Australien Belgien Bermuda Brasilien Chile Costa Rica Dänemark Deutschland Estland 
Finnland Frankreich Gabun Georgien Griechenland Guernsey Indien Indonesien Irland Island Isle of
Man Israel Italien Japan Jersey Kanada Korea Lettland Liechtenstein Litauen Luxemburg Malaysia 
Malta Mauritius Mexiko Neuseeland Niederlande Nigeria Norwegen Österreich Polen Portugal 
Russland Schweden Schweiz Senegal Slowakische Republik Slowenien Spanien Südafrika 
Tschechien Ungarn Uruguay Großbritannien Volksrepublik China Zypern

Inländisches Unternehmen bzw. BSt hat u.a. anzugeben, ob es:

• eine inländische Konzernobergesellschaft oder ein von ausländischer Konzerngesellschaft zur Abgabe 
des CbCR beauftragtes Unternehmen ist oder

• eine in das CbCR eines ausländischen Konzerns einbezogene inländische Konzerngesellschaft ist 
(mit Angabe von welchem Unternehmen und bei welcher Finanzbehörde CbCR eingereicht wird) 

Country-by-Country-Reporting (= CbCR) – Secondary Mechanism § 138a (4) AO

CbCR – Mitteilungspflichten in Steuererklärung § 138a (5) AO

Unterzeichnende Länder CbCR Austausch (MCAA) Stand Januar 2017

Übermittlung des CbCR spätestens innerhalb von zwölf Monaten nach Ablauf des 
Wirtschaftsjahres an BZSt im xml Format und auch auf Englisch möglich



II. Verrechnungspreise - Dokumentation

Sanktionen bei Verstößen gegen Dokupflicht - Local und Master File ab 2017

Gem. § 162 Abs. 3 AO Gem. § 162 Abs. 4 AO

� Nichtvorlage der Dokumentation

� Vorlage einer im Wesentlichen 
unverwertbaren Dokumentation

� Nicht zeitnahe Dokumentation 
außergewöhnlicher Geschäftsvorfälle

�Umkehr Beweislast

�Ausschöpfung Preisbandbreiten zu 
Lasten des Unternehmens

� Nichtvorlage der Dokumentation

� Vorlage einer im Wesentlichen 
unverwertbaren Dokumentation

�Zuschlag i. H. v. 5 -10 % der 
Einkunftskorrektur, min. aber T€ 5

� Verspätete Vorlage einer Dokumentation

�Zuschlag min. EUR 100  pro Tag 
Fristüberschreitung, max. € 1 Mio.

�Keine Zuschläge bei entschuldbarer 
Nichterfüllung oder geringfügigem 
Verschulden.
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NEU: Erhebung je Geschäftsvorfall 
einmalig und nicht nur auf das Gesamt –

Dokumentationspaket (ab 2017)



II. Verrechnungspreise - Dokumentation 

Dokumentationspflichten – Zusammenfassende Übersicht neue Rechtslage ab 2017*

Vor-
schrift

Inhalt Tatbestandsmerkmal Abgabe- und 
Anwendungszeitpunkt

Sanktionen

§ 90 (3) 
Satz 1-
3 AO; 
GAufzV

Schriftliche Sachverhalts-
und Angemessenheits-
dokumentation = landes-
spezifische, unterneh-
mensbezogene Doku 
(= Local File)

- Grenzüberschreitende
Geschäftsbeziehungen

- Im laufenden Wirtschaftsjahr 
Lieferentgelte > 6 Mio. € bzw. 
Leistungsentgelte > 0,6 Mio. €
mit KonzernGes. bzw. BSt

- 60 Tage nach 
Anforderung durch BP

- Geltung für WJ, die nach 
dem 31.12.2002 
beginnen

§ 162 (3) + (4) AO:
- Beweislastumkehr
- Schätzung
- Zuschlag** bei:
• verspäteter 

Vorlage
• Nichtabgabe 
• Unverwertbarkeit
(je Geschäftsvorfall) 

§ 90 (3) 
Satz 4 
AO;
GAufzV

Stammdokumentation
(= Master File)

- Gesamtumsatz des 
Steuerpflichtigen mit inl. und 
ausl. KonzernGes. / BSt / 
fremden Dritten im vorherigen 
WJ ≥ 100 Mio. €

- 60 Tage nach 
Anforderung durch BP

- Geltung für WJ, die nach 
dem 31.12.16 beginnen

§ 138a 
Abs. 1-
4 AO

Länderbezogene
Berichterstattung 
(Country by Country 
Reporting – CbCR)

- Inländisches Unternehmen, das 
Konzernabschluss erstellt

- Inländische KonzernGes, wenn 
ausländ. Konzern nicht vorlegt

- Konsolidierte Umsatzerlöse im 
vorangegangenen WJ 
≥ 750 Mio. €

- Spätestens 1 Jahr nach 
Ablauf des WJ

- Erstmalige Geltung für 
WJ, die nach dem 
31.12.2015 beginnen

Geldbuße bis 
10.000 € gem. § 379 
Abs. 2 Nr. 1b AO

§ 138a
Abs. 5 
AO

Mitteilung in 
Steuererklärung über 
CbCR-Pflicht (Wer gibt in 
welchem Staat CbCR
ab?)

- Inländische Unternehmen - Spätestens 1 Jahr nach 
Ablauf des WJ

- Geltung für WJ, die nach 
dem 31.12.2016 
beginnen

* In Anlehnung an Schreiber, IWB Verrechnungspreisforum 2017
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III. Betriebsprüfungspraxis

Typische BP-Aufgriffe bei Verrechnungspreisen 

� hohe Renditen ausländischer Vertriebsgesellschaften (VTG) / Betriebsstätten, die 
mit vergleichsweise geringen Renditen bei der Muttergesellschaft einhergehen. 
Keine Anerkennung der Einstufung von VTG als Mittelunternehmen/Entrepreneure; 
Fehlende Akzeptanz von Währungsgewinnen ausländischer VTG

� (Hohe) Verluste inländischer Vertriebsgesellschaften

� Dauerhafte Ertragsschwäche der inländischen Muttergesellschaft.

� Kostenaufschlagsmethode: Höhe des Gewinnaufschlags sowie Nutzenstiftung beim 
Leistungsempfänger

� Nutzungsüberlassungen von Patenten und Markenrechten

� Kostenumlagen durch ausländische Konzerngesellschaften:

� Abgrenzung des nicht abzugsfähigen Gesellschafteraufwands von abzugsfähigen Verwaltungs- oder 
Personalkostenumlagen.

� Kosten für die Implementierung von (weltweit eingesetzten) ERP-Systemen.

� Finanzierungen von Tochtergesellschaften: Höhe des Zinssatzes, Cash Pooling, 
Vergütung von Garantien und Bürgschaften, Abzinsung unverzinslicher Darlehen  
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III. Betriebsprüfungspraxis

Dokumentationspflichten 

� Fehlende Dokumentation außergewöhnlicher Geschäftsvorfälle.

� Unvollständige Offenlegung von Geschäftsbeziehungen zu Konzernunternehmen.

� Fehlende Fremdvergleichsdaten / Nichtanerkennung der Fremdvergleichsdaten 
mangels Vergleichbarkeit des Vergleichsunternehmens führt zu Schätzung durch BP.

� Einforderung objektiver Beweis für die Fremdüblichkeit der VP, obwohl nach  
Gesetzesansicht nur eine Begründung der Fremdüblichkeit erforderlich ist.

� Mangelnde Unterstützung Vertriebsgesellschaft durch ausländische Konzern-
mutter.

� Nichtanerkennung einer Dokumentation in englischer Sprache – Berufung auf EU-
Recht, wonach Englisch Amtssprache ist.

� Nur im Ausnahmefall Festsetzung von Sanktionen, weil i. d. R. das „ernsthafte 
Bemühen“ zur Beachtung des Fremdvergleichsgrundsatzes bei der VP-Ermittlung 
erfüllt sein dürfte.

� Zulässige Anforderung der VP-Dokumentation im Rahmen von Zollprüfungen zur 
Prüfung der konkreten Erhebung der Zölle.
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� Unsicherheiten bei Schätzung des zukünftigen Gewinnpotentials .

� Beträchtliches Streitpotential aufgrund  hoher Wertansätze aus der Transfer-
paketbewertung (Ansatz des (anteiligen) Geschäftswerts; Kapitalisierungszeitraum; 
Einbeziehung von Standortvorteilen des aufnehmenden Unternehmens; unzulässige 
Geschäftswertabschreibung im aufnehmenden Staat; Einbeziehung von Steuern).

� Fremdunübliche Preisanpassungsklausel. 

� Besteuerung bei Übergang von Know-how bei Entsendung von Spezialisten.

� Besteuerung auch bei der Verlagerung unrentabler oder gesetzlich nicht mehr 
erlaubter Aktivitäten.

� Funktionsverlagerungen auf ausländischen Betriebsstätten nach Umsetzung des  
Authorized OECD-Approach (AOA).

III. Betriebsprüfungspraxis

Funktionsverlagerungen – typische Streitpunkte 
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III. Betriebsprüfungspraxis

Einkünftekorrekturen bei Verrechnungspreisen (in % der befragten Unternehmen)

35

23

25

31

34

37

44

Änderung der Funktions- und
Risikoprofile

Vergütung von Lieferbeziehungen für
vorgelagerte Produktionsstufen

Vergütung von Finanzierungen

Vergütung der Überlassung
immaterieller Wirtschaftsgüter

Vergütung von Dienstleistungen

Vergütungen von Lieferbeziehungen
gegenüber Vertriebsgesellschaften

2015

32

24

35

41

48

41

2018

*in Anlehnung an Ditz, Bärsch und Kluge, IStR 2019, S. 299, Abb. 2, Mehrfachnennungen möglich



III. Betriebsprüfungspraxis

Verrechnungspreise – Ausblick/Gestaltungshinweise

� VP-Gestaltung in mittelständischen Konzernen rückt auch wegen BEPS noch mehr ins Visier 
der Betriebsprüfung, um auch hier Gewinnverlagerungen ins Ausland zu vermeiden.

Folge: Verstärkte Prüfung der VP-Dokumentationspflichten im Mittelstand und deutlich gestiegene 
Rechtsunsicherheit. 

� Anzeigepflichten für Steuergestaltungen führt bei Verrechnungspreisen zu einem zusätzlichen 
Dokumentationsaufwand und einer höheren Transparenz

� Sorgfältig geplante und durchgeführte VP-Dokumentation, die das ernsthafte Bemühen zur 
Beachtung des Fremdvergleichsgrundsatzes bei VP-Ermittlung dokumentiert, verhindert 
Probleme mit der BP und vermeidet Sanktionen.

� Besonderheit bei inländischen Vertriebsgesellschaften: Anlaufverluste im Fokus der BP, 
Anerkennung nur über 3 Jahre, Erfordernis Totalgewinn nach ca. 5 Jahren zur Vermeidung VP-
Korrektur.

� Prüfung / Bewertung von Funktionsverlagerungen – Klärung des steuerlichen 
Abschreibungspotentials im Ausland / Akzeptanz durch ausländische Finanzbehörden.

� Rechtssicherheit durch multilaterale Prüfungen (MLCs) oder Vorabverständigungs-verfahren
(APA).

� Vermeidung der Doppelbesteuerung durch Verständigungs- (VV) und ggf. Schiedsverfahren
sowie nach den Regelungen der EU-Streitbeilegungsrichtlinie – Zunahme der VV um 50 % seit 
2015, von denen 

36



III. Betriebsprüfungspraxis

Simultanprüfung (gleichzeitige Betriebsprüfung) mit ausländischen Finanzbehörden

� zeitgleich koordinierte Betriebsprüfung durch zwei oder mehrere Staaten zum 
zwischenstaatlichen Austausch von Erkenntnissen 

� keine einheitliche Gesamtprüfung, sondern zwei oder mehrere getrennte nationale 
Betriebsprüfungen

� Durchführung erfolgt ausschließlich auf dem jeweils eigenen Territorium, in eigener 
Verantwortung und nach dem eigenem Steuerverfahrensrecht 

erfolgt durch rein national zusammengesetzte Prüferteams

� Es handelt sich hierbei um eine besondere Form des zwischenstaatlichen
Informationsaustauschs

� Steuergeheimnis muss gewahrt werden

� Keine Zustimmung des Steuerpflichtigen erforderlich

� Die Möglichkeit von Simultanprüfungen existiert bereits seit vielen Jahren, in der 
Vergangenheit wurde dieses Instrument aber kaum genutzt; zunehmende Anwendung 
aufgrund EUAHiG, FATCA und TIEA, nationale Rechtsgrundlage in § 117 AO 
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Folge: Nach Beendigung der Betriebsprüfung erfolgt ein punktueller 

Informationsaustausch zwischen den beteiligten Staaten.



III. Betriebsprüfungspraxis

Joint Audit (gemeinsame Betriebsprüfung) mit ausländischen Finanzbehörden

� Abgrenzung zur Simultanprüfung: es handelt sich hierbei um eine gemeinsame Prüfung durch zwei 
oder mehrere Staaten

� Bildung eines einheitlichen Prüferteams aus Prüfungsleitern/Prüfern aus allen beteiligten Staaten

� Durchführung erfolgt nicht ausschließlich auf dem eigenen Territorium, sondern es wird ein 
gemeinsames Prüferteam aus inländischen und ausländischen Prüfern in beiden Staaten tätig

� Das Joint Audit bezieht sich nicht nur auf einen punktuellen Informationsaustausch zwischen den 
beteiligten Staaten, sondern auf eine vollumfängliche Würdigung des Sachverhalts.

� Bisher wurden rund 200 Fälle mit deutscher Beteiligung eröffnet und ca. 100 Fälle abgewickelt.

� Die Dauer eines Joint Audits kann von wenigen Wochen bis zu ca. zwei Jahren betragen.

� Vorteile: Kritische Fälle können zeitnah gelöst werden, Sichtweise anderer Staaten können sofort 
einbezogen werden, Sachverhalt kann faktisch gelöst bzw. kann zumindest einem schlanken 
Vorabverständigungsverfahren zugeführt werden

� Nachteile: hohe Transparenz, unterschiedliche Prüfungsansätze der jeweiligen Steuerbehörden, in 
anderen Staaten hat die Befragung von Mitarbeitern eine gehobene Bedeutung
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Folge: Es erfolgt bereits während der Prüfung ein permanenter Informationsaustausch zwischen den 

Staaten und nicht erst nach Beendigung der Betriebsprüfung.



IV. Zukunft des Fremdvergleichsgrundsatzes

BEPS (Base Erosion and Profit Shifting)-Projekt

39

� BEPS = Gewinnkürzung und 

Gewinnverlagerung

� teilnehmende Staaten: alle 

Staaten der OECD und der G20 

sowie Entwicklungs- und 

Schwellenländer.

� Ziel: Vorgehen gegen den schäd-

lichen Steuerwettbewerb der Staa-

ten und aggressive Steuerplanun-

gen international tätiger Konzerne.

� Aktionspunkt 1 = Besteuerung 

der digitalen Wirtschaft über 

Verrechnungspreise
Quelle: Bundesministerium der Finanzen (BMF)



IV. Zukunft des Fremdvergleichsgrundsatzes

Nachteile des Fremdvergleichsgrundsatzes in der Praxis
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� Beschaffung von aussagekräftigen Fremdvergleichsdaten ist sehr schwierig! Zudem ist unklar, 
ab wann Fremddaten in repräsentativer Anzahl vorliegen.

� Kein rechtssichere und praktikable Definition des Begriffs „Vergleichbarkeit“. 

� OECD hat sich im BEPS-Aktionsplan vom Fremdvergleichsgrundsatz entfernt, um 
Gewinnverlagerungen und unerwünschte Gestaltungen zu verhindern, insbesondere hinsichtlich der 
Lizenzbesteuerung (vgl. DEMPE-Ansatz in den OECD-VPL)

� Einige Staaten führten – ungeachtet des gemeinsamen BEPS-Projekts – einseitige nationale 
Bestimmungen ein und schließen insoweit Verständigungsverfahren sogar aus (Zins- und 
Lizenzschranken in USA, Österreich, Deutschland und Polen; IWG in Indien und China)

� In der Rechtsprechung wird der Fremdvergleichsgrundsatz teilweise ausgehebelt und eine rein 
renditeorientierte Betrachtung angestellt (vgl. BFH-Urteil v. 6.4.2005 zu CH-Schwestergesellschaft)

� EuGH-Entscheidung in der Rs. „Hornbach“: wirtschaftliches Eigeninteresse und Finanzierungs-
verantwortung für Tochtergesellschaften rechtfertigt fremdunübliche Bedingungen 



IV. Zukunft des Fremdvergleichsgrundsatzes

Unbestimmte und unvollständige OECD-Verrechnungspreisleitlinien (OECD-VPL)
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� Unklarheit bezüglich Zuordnung von Standortvorteilen

� Finanztransaktionen: Stand Alone-Ansatz oder Konzernrating? 
Bankzinsen als Maßstab für die Zinshöhe geeignet?

� Nachträgliche Preisanpassungen geboten/zulässig?

� Begründung von Betriebsstätten

� Immaterielle Wirtschaftsgüter: Anwendung des neuen DEMPE-Ansatzes (z.B. Bestimmung der 
Entscheidungskompetenz) sehr komplex.

� Quantitative Messung und lokale Zuordnung von Wertschöpfungsbeiträgen

Folge: deutliche Zunahme von Streitigkeiten, sowohl vor nationalen Gerichten (Dauer 8-20 Jahre) als 

auch in Verständigungsverfahren (Dauer mindestens 3 Jahre) – Deutschland ist zwischenzeitlich nicht 

nur Export- sondern auch Verständigungsverfahrens-Weltmeister mit aktuell ca. 1.200 Verfahren 

weltweit, von denen der überwiegende Teil auf Steuernachforderungen bei VP zurückzuführen sind! 

Die Regelungen zur Festsetzung/Dokumentation von Verrechnungspreisen werden immer komplexer 
und unbestimmter mit der Folge eines deutlich gestiegenen Administrationsaufwand für die 
Unternehmen. Die OECD-VPL 2017 haben schon jetzt einen Umfang von 612 Seiten, obwohl sie 
unvollständig sind und in grundlegenden Fragen bei folgenden Themen kein Konsens besteht:
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Jetzt werde ich 
Ihnen mal kurz die 
OECD Guidelines 

erklären!

In Anlehnung an Rolf Schreiber, Internationale Verrechnungspreise, Seminarskript beim Verein der Fachberater für IStR v. 13.9.2019
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� Ziel: Besteuerung von multinationalen Internetunternehmen (GAFA-Unternehmen), mit 
Unternehmenssitz in Niedrigsteuerländern und Steuereinsparungen in Milliardenhöhe.

� 2015 - 2018: Keine Einigung im Rahmen der BEPS-Initative mit der Folge der Einführung von na-
tionalen Digitalsteuern in Indien, Frankreich, Italien, UK und Österreich, OECD-Zwischenbericht I

� Mai 2019: OECD Programm of Work: zukünftige Besteuerung der digitalen Wirtschaft soll auf 
2-Säulenmodell basieren („Pillar“)

� Pillar One: Ausarbeitung globaler Verrechnungspreismethoden zur Aufteilung des digitalen Gewinns; 
Implementierung neuer Besteuerungsrechte - Gewinne sollen in dem Staat der Besteuerung unterliegen, in dem 
der Abnehmer ansässig ist.

� Pillar Two: Globale Mindestbesteuerung - Es soll eine globale Mindestbesteuerung von Unternehmensgewinn 
eingeführt werden, um sicher zu stellen, dass eine Gewinnbesteuerung nicht durch Gewinnverlagerung oder 
Gestaltungsmodelle vermieden wird.

� Oktober - November 2019: Anhörung zum „Unified Approach“ des „Pillar One“ 
(Zusammenführung der drei bisherigen Ansätze User Participation (UK), Markting Intangible
(USA) sowie Significant Economic Presence (Entwicklungsländer)

� 2020: OECD-Zwischenbericht II 

� 2021: OECD-Abschlussbericht
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� Fremdvergleichsgrundsatz soll für Routine-Transaktionen weiterhin gelten

� Zweifel, ob Fremdvergleichsgrundsatz in allen Fällen zu zutreffenden Lösungen führt (insbesondere 
in Fällen mit immateriellen Wirtschaftsgütern – GAFA-Unternehmen).

� Fremdvergleich führt zu zunehmender Komplexität, weswegen Vereinfachung wünschenswert ist, 
um steigende Verwaltungs- und Compliance-Kosten einzudämmen.

� Einfaches System würde Risiken von Streitigkeiten verringern.

� Rohstoff- sowie Verbrauchgüter-Industrie soll ausgenommen werden, weitere Ausnahmen 
möglich.

Anwendungsbereich: Nicht nur Internetunternehmen, sondern alle Unternehmen, die eine nachhaltige und 

bedeutende Beteiligung an der Wirtschaft eines Markt-/Nutzerstaats haben, wie beispielsweise durch 

Interaktion und Engagement der Verbraucher

Betrifft jedes Unternehmen, das im Ausland Produkte oder Dienstleistungen anbietet und damit durch 

die Marktpräsenz dort der Besteuerung unterliegen könnte. 

Möglicherweise Begrenzung auf Unternehmen mit Konzernumsatz > 750 Mio. € 
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Dreistufiger Gewinnverteilungsmechanismus:

� 1. Schritt: Normale Rendite (sog. „Amount B“) für routinemäßige Marketing- und Vertriebs-
aktivitäten mit physischer Präsenz in einer Marktregion auf Basis des bestehenden Systems 
=> feste Renditen, die je nach Branche/Region variieren.

� 2. Schritt: Zusätzliche Besteuerungsrechte (sog. „Amount C“) für den Markt-/Nutzerstaat, 
sofern dort mit physischer Präsenz Marketing- und/oder Vertriebsaktivitäten mit 
weitergehenden Funktionen/Risiken oder andere Geschäftstätigkeiten ausgeübt werden. 

� 3. Schritt: Verteilung des verbleibenden „Residualgewinns“ oder „Superprofit“ (sog. 
„Amount A“) unabhängig vom Bestehen einer physischen Präsenz auf die verschiedenen 
Markt-/Nutzerstaaten im Regelfall nach relativen Umsätzen (Anwendung der Profit Split-
Methode). 

Negative Auswirkungen ergeben sich insbesondere für Staaten mit hohen Exportüberschüssen wie 
Deutschland, weil den Markt- und Nutzerstaaten ein höheres Besteuerungsrecht eingeräumt wird!

Folge: Begründung neuer Besteuerungsrechte von Markt-/Nutzerstaaten ohne physische Präsenz!
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Gewinnanteil 200 T€

Gewinnanteil 750 T€

Gewinnanteil 500 T€

Gewinnanteil 250 T€

Gewinnanteil 300 T€

Gewinnanteil 250 T€ Gewinnanteil 250 T€

Gewinnanteil 7,5 Mio. €

Strategieträger und Hersteller mit Sitz in Deutschland 
Gesamtumsatz weltweit: 50 Mio. EUR davon 75% im 
Ausland erzielt
Gesamtgewinn weltweit: 10 Mio. EUR davon 25% im 
Ausland besteuert

In diesen sieben Staaten werden Vertriebs-
TG unterhalten, wovon diejenigen in den  USA 
und China als FRD und die übrigen als LRD
ausgestaltet sind. Die Verrechnungspreis-
ermittlung erfolgt über die Wiederverkaufs-
oder Nettogewinnmargenmethode.
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Mögliche zukünftige Situation nach unified approach

47Gewinnanteil 400 T€

Gewinnanteil 2,0 Mio.€

Gewinnanteil 2,2 Mio.€

Gewinnanteil 500 T€

Gewinnanteil 500 T€

Gewinnanteil 400 T€
Gewinnanteil 500 T€

Gewinnanteil 2,5 Mio. €

In diesen sieben Staaten werden Vertriebs-TG
unterhalten, wovon diejenigen in den  USA und 
China als FRD und die übrigen als LRD
ausgestaltet sind. Die Verrechnungspreis-
ermittlung erfolgt nach unified approach über  
„Amount B“ und „Amount C“. 

Gewinnanteil 1 Mio. €

Übrige Marktstaaten 
ohne physische Präsenz

Strategieträger und Hersteller mit Sitz in Deutschland 
Gesamtumsatz weltweit: 50 Mio. EUR davon 75% im 
Ausland erzielt
Gesamtgewinn weltweit: 10 Mio. EUR davon 75% im 
Ausland besteuert



Abkürzungsverzeichnis

Im Vortrag verwendete Abkürzungen

AO Abgabenordnung

AOA Authorised OECD Approach

APA Advance Pricing Agreement

AStG Außensteuergesetz

BP Betriebsprüfung

CbCR Country-by-Country-Reporting

CPM Comparable Profits Method

DBA Doppelbesteuerungsabkommen

DEMPE Development, Enhancement, Maintenance, 

Protection and Exploitation

EUAHiG EU-Amtshilfegesetz

FATCA Foreign Account Tax Compliance Act

F+E Forschung und Entwicklung

FRD Full Risk Distributor

FVerlV Funktionsverlagerungsverordnung

GAFA Google, Apple, Facebook und Amazon

GAufzV Gewinnabgrenzungsaufzeichnungsverordnung

IWG Immaterielle Wirtschaftsgüter

LRD Low Risk Distributor 

MLC Multilateral Control

OECD-MA OECD- Musterabkommen

OECD-VPL OECD-Verrechnungspreisleitlinien

PSM Profit Split Method

TNMM Transactional Net Margin Method

TIEA Tax Information Exchange Agreement 

TNMM Transactional Net Margin Method

vGA Verdeckte Gewinnausschüttung

VP Verrechnungspreis

VJ Vorjahr

VTG Vertriebsgesellschaft

WG Wirtschaftsgut

WJ Wirtschaftsjahr
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